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Amts⸗Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Nro. 23, 


Marienwerder, den 8. Juli 1896. 


1896. 


Die Nummer 15 des Reichs⸗Geſetzblatts enthält 
unter 
Nr. 2310 das Börſengeſetz vom 22. Juni 1896. 
Die Nummer 16 des Reichs⸗Geſetzblatts enthält 
unter 
Nr. 2311 die Bekanntmachung, betreffend die 
techniſche Einheit im Eiſenbahnweſen, vom 20. Juni 
1896; und unter 
Nr. 2312 die Bekanntmachung, betreffend Aus⸗ 
nahmen von dem Verbot der Sonntagsarbeit im Ge⸗ 
werbebetriebe, vom 26. Juni 1896. 
Die Nummer 16 der Geſetz⸗Sammlung enthält 
unter 
Nr. 9831 das Geſetz zur Ergänzung des Geſetzes 
vom 31. Juli 1895, betreffend die Errichtung einer 
Zentralanſtalt zur Forderung des genoſſenſchaftlichen 
Perſonalkredits (Geſetz-Samml. S. 310), vom 8. Juni 
1896; unter 
Nr. 9832 das Geſetz, betreffend das Anerben⸗ 
recht bei Renten: und Anſiedelungsgütern, vom 8. Juni 
1896; und unter 
Nr. 9833 das Geſetz, betreffend die Feſtſtellung 
eines Nachtrags zum Staatshaushalts⸗Etat für das 
Jahr vom 1. April 1896/97, vom 8. Juni 1896. 
Die Nummer 17 der Geſetz⸗Sammlung enthält 
unter 
Nr. 9834 das Geſetz, betreffend die Aufhebung 
der im Geltungsbereich des Rheiniſchen Rechts beſtehen⸗ 
den Vorſchriften über die Ankündigung von Geheim⸗ 
mitteln, vom 8. Juni 1896. 
. a en ee 1 
Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden ze. 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgten Ernennungen: 
1) des Rittergutsbeſitzers Paul in Jacobkau zum 
Standesbeamten für den Standesamtsbezirk 
Schönau, Kreiſes Graudenz, an Stelle des aus 
dem Bezirke verzogenen Rittergutsbeſitzers Schmidt 5) 
in Vorwerk Schönau, und 


20 
1) 


2 


— 


3) 
1) 


2 


— 


4) 


J) burg 


Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgten Ernennungen: 
des Gutsbeſitzers und Gutsvorſtehers Löſcher 
in Friedrichshof zum Standesbeamten für den 
Standesamtsbezirk Stolzenfelde, Kreiſes Schlochau, 
an Stelle des verſtorbenen Rittergutsbeſitzers 
Furbach in Stolzenfelde und 
des Rittergutspächters u. Gutsvorſtehers F ur bach 
in Stolzenfelde zum Stellvertreter des Standes⸗ 
beamten für den vorgenannten Bezirk, an Stelle 
des zum Standesbeamten ernannten Gutsbeſitzers 
Löſcher in Friedrichshof zur öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 1. Juli 1896. 

Der Ober⸗Präſident. 

Bekanntmachung, 
Hierdurch bringe ich die erfolgten Ernennungen: 
des Rittergutsbeſitzers und Gutsvorſtehers Winter 
von Adlersflügel zu Gelens zum Standes⸗ 
beamten für den Standesamtsbezirk Kl. Czyſte, 
Kreiſes Culm, an Stelle des Beſitzers Herrmann 
in Kl. Czyſte und 
des Privatiers Friedheim in Gelens zum Stell⸗ 
vertreter des Standesbeamten für den vorge⸗ 
nannten Bezirk, an Stelle des verſtorbenen 
Adminiſtrators Kuhbier in Zeigland zur öffent⸗ 
lichen Kenntniß. 
Danzig, den 27. Juni 1896. 

Der Ober⸗Präſident. 

Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 


Stadtſekretärs Hermann Jedamski in Lautenburg zum 
zweiten Stellvertreter des Standesbeamten für den 
Standesamtsbezirk Lautenburg Wpr., Kreiſes Stras⸗ 


Wpr., an Stelle des aus dem Bezirke verzogenen 


Rathmannes P. Etter in Lautenburg zur öffentlichen 
Kenntniß. 


Danzig, den 30. Juni 1896. 
Der Ober⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 

Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 


2) des Gutsbeſitzers Schulz in Ludwigsort zum Lehrers Krakowski in Gr. Konojad zum zweiten Stell⸗ 


Stellvertreter des Standesbeamten für den vor- vertre 


genannten Bezirk an Stelle des verſtorbenen 
Rechnungsführers Zimmermann in Vorw. Schönau 
zur öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 27. Juni 1896. 
Der Ober⸗Präſident. 
Ausgegeben in Marienwerder am 9. Juli 1896. 


Selle 


ter des Standesbeamten für den Standesamts⸗ 
bezirk Konojad, Kreiſes Strasburg Wpr., an Stelle 
des aus dem Kreiſe verzogenen Majors a. D. von 


in Tomken zur öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 27. Juni 1896. 
Der Ober⸗Präſident. 
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6) Bekanntmachung. gelegte Befugniß zur Erledigung von Begleitſcheinen I 

Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des vom Hauptzollamte in Danzig über Heringe, Reis, 
Beſitzers und Gemeinde⸗Vorſtehers Adolf Kirchner in Wagenſchmiere und Petroleum wird hierdurch zurück⸗ 
Lichtfelde zum Standesbeamten für den Standesamts- gezogen. 


bezirk Lichtfelde, Kreiſes Stuhm, an Stelle des aus Danzig, den 3. Juli 1896. 
dem Bezirke verzogenen Beſitzers Schaubert zu Licht- Der Provinzial⸗Steuer⸗Director. 
felde zur öffentlichen Kenntniß. 12) Statut der Oſtpreußiſchen Feuerwehr⸗ 
Danzig, den 27. Juni 1896. Unfallkaſſe. 
Der Ober⸗Präſident. § 1. Mitglieder. 
7 Polizei⸗Verorduung. Mitglieder der Unfallkaſſe ſind: 


Auf Grund der 88 137, 138, 139 Satz 2 des] a) die Feuerſozietät der Oſtpreußiſchen Landſchaft, 
Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom b) die Oſtpreußiſche Land⸗Feuerſozietät, 
30. Juli 1883 in Verbindung mit den 88 6, 12 und c) die Oſtpreußiſche Städte⸗Feuerſozietät, 
15 des Geſetzes über die Polizei Verwaltung vom d) jede Stadtgemeinde der Provinz Oſtpreußen — 


11. März 1850 verordne ich mit Zuſtimmung des mit Ausnahme der Stadt Königsberg — welche 
Provinzial-Raths der Provinz Weſtpreußen für den der Kaſſe auf Grund einer beſonderen Verein⸗ 
Umfang der Provinz, was folgt: barung beitritt, um ihren Bürgern die nad) bie- 
Einziger Paragraph. ſem Statut zu gewährenden Entſchädigungen zu 
Die Polizei-Verordnung vom 5. Juni 1894, ſichern. 
betreffend Maßnahmen zur Verhütung des Einführens § 2. Bezirk. 
und der Verbreitung der Cholera (Amtsblatt pro 1894 Die Unfallkaſſe umfaßt: 
Nr. 24 Seite 207/8) wird hierdurch aufgehoben. a) die Ortſchaften des platten Landes im Bezirke 
Danzig, den 27. Juni 1896. der Oſtpreußiſchen Landſchaft, 
Der Oberpräſident der Provinz Weſtpreußen. b) die Bezirke der nach § 1 littr. d der Unfallkaſſe 
von Goßler. beigetretenen Stadtgemeinden. 
8) Laudespolizeiliche Anordunng. 3. Zweck. 
Die Beſtimmungen der landespolizeilichen An— Die Unfallkaſſe hat den Zweck, denjenigen Per⸗ 


ordnungen vom 26. Juli 1892 (Extrablatt zum Amts⸗ ſonen, welche innerhalb des oben bezeichneten Bezirks 
blatt vom 27. Juli 1892), 10. März 1893 (Extra⸗(§ 2) oder eines Nachbarbezirks, ſofern in demſelben 
blatt zu Nr. 10 des Amtsblattes für 1893) und eine ähnliche Kaſſe nicht beſteht, bei Brandfällen in 
25. Auguſt 1893 (Extrablatt zu Nr. 35 des Amts⸗ Folge der Löſch⸗ und Rettungsarbeiten oder bei den 
blattes jür 1893), durch welche die Ein und Durch- angeordneten Feuerlöſchdienſtübungen dergeſtalt körper⸗ 
fuhr von gebrauchter Leib: un) Bettwäſche und von lich beſchädigt werden, daß fie hierdurch zeitweiſe oder 
gebrauchten Kleidern aus Rußland verboten ſowie die dauernd ihre Erwerbsfähigkeit verlieren oder ums Leben 
ſanitätspolizeiliche Beſichtigung bezw. die Desinfektion kommen, ſowie im Todesfalle deren hilfsbedürftigen 
des Gepäcks und Umzugsgutes reiſender und umziehen⸗ Hinterbliebenen Unterſtützungen zu gewähren. 


der Perſonen aus Rußland vorgeſchrieben iſt, werden § 4. Mittel der Kaſſe. 
hiermit aufgehoben. Abſatz 1. Die Kaſſe erhält ihre Mittel durch 
Marienwerder, den 29. Juni 1896. regelmäßige jährliche Beiträge ihrer Mitglieder. 
Der Regierungs-Präſident. Abſatz 2. Der alljährlich im Voraus zu ver: 


9) Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten anſchlagende Bedarf wird nach Abzug der von den auf: 
Erlaſſes vom 20. v. PS. zu genehmigen geruht, daß genommenen Stadtgemeinden (§ 1 littr. d) zu leiſten⸗ 
der ſelbſtſtändige Gutsbezirk Clausfelde, im Kreiſe den Beiträge auf die 3 Feuerſozietäten (§ 1 littr. a, 
Schlochau, der Landgemeinde Clausfelde in demſelbenſb und e) nach dem Verhältniſſe der bei denſelben ver: 


Kreiſe zugelegt werde. ſicherten Werthe vertheilt. 
Marienwerder, den 30. Juni 1896. Abſatz 3. Für den Fall, daß dieſe Beiträge und 
Der Regierungs-⸗Präſident. die vorhandenen aufgeſparten Fonds zur vollen Leiſtung 
10) Der für das Jahr 1896 für den Händler der feſtgeſtellten Unterſtützungen nicht ausreichen ſollten, 
Friedrich Ewert in Thorn konnen die bewilligten und feſtgeſtellten Unterſtützungen 


zunt Handel mit Woll⸗ und Kurzwaaren ausgefertigte im Verhältniſſe ihres monatlichen Betrages gekuͤrzt 
Wandergewerbeſchein Nr. 883 — Steuerſatz 18 Mark werden. 


— iſt verloren gegangen und wird für ungültig $ 5. Umfang der Unterſtützungen. 
erklärt. Abſatz 1. Die Unterſtützung beſteht: 
Marienwerder, den 27. Juni 1896. a) im Falle vorübergehender Erwerbsunfähigkeit des 
Königliche Regierung, Verunglückten in einer Entſchädigung für ent⸗ 
Abtheilung für directe Steuern, Domänen und Forſten. gangenen Arbeitsverdienſt, welcher nach den von 
11) Bekanntmachung. Verunglückten zur Zeit des eingetretenen Unfalls 


Die dem Neben Zoll-Amte 1 zu Neu Zielun bei⸗ bezogenen Arbeitslöhnen, bei ſelbſtſtändigen Ge⸗ 
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werbetreibenden nach den Erwerbs-, Vermögens⸗ 


und Familien⸗Verhältniſſen bemeſſen wird; 

im Falle dauernder völliger oder theilweiſer Er⸗ 
werbsunfähigkeit des Verunglückten in einer jähr⸗ 
lichen Unterſtützung deſſelben, deren Höhe ſich 
nach dem Grade der Erwerbsunfähigkeit, ſowie 
nach den Erwerbs-, Vermögens⸗ und Familien: 
Verhältniſſen des Verunglückten richtet; 

im Falle des Todes des Verunglückten in einer 
an die Wittwe und die Kinder deſſelben zu zah⸗ 
lenden jährlichen Rente, oder in einer zu ver⸗ 
einbarenden Abfindung in Kapital. 

Abſatz 2. Iſt der Verunglückte unverheirathet, 
aber der einzige Ernährer hilfsbedürftiger Eltern oder 
Geſchwiſter, ſo kann demſelben und den letzteren die 
gleiche Unterſtützung wie einem Verheiratheten und 
deſſen Wittwe und Kindern bewilligt werden. 

Abſatz 3. Nach Lage des einzelnen Falles und 
der Verhältniſſe des Verunglückten ſind auch die Kur⸗ 
koſten, ſowie die Koſten der Beerdigung aus der Unfall— 
kaſſe zu bezahlen. 

Abſatz 4. Bei Bemeſſung der Unterſtützungen 
dürfen in der Regel nachſtehende Beträge nicht über⸗ 
ſchritten werden: 

1. in dem Falle zu a 

wöchentlich 12 Mark für einen Verheiratheten, 
8 Mark für einen Unverheiratheten, 

in dem Falle zu b jährlich: 
600 Mark für einen Verheiratheten, 400 Mark 
für einen Unverheiratheten, 

. in dem Falle zu c jährlich: 
120 Mark für die Wittwe bis zu deren Wieder⸗ 
verheirathung und 72 Mark für jedes Kind 
bis zu deſſen vollendetem 15. Lebensjahre, 

4 je 50 Mark für Kur- und Beerdigungskoſten. 

Abſatz 5. Die Feſtſetzung der Unterſtützungen 
von 1 bis 4 erfolgt unter Berückſichtigung der Ver⸗ 
mögens⸗, Erwerbs- und Familien⸗Verhältniſſe des Ver: 
unglückten, beziehungsweiſe ſeiner Hinterbliebenen, ſowie 
der ihnen aus anderen Kaſſen — Kranken-, Unfall-, 
Invaliditäts-, Sterbe⸗ und dergleichen Kaſſen — zu⸗ 
fließenden Unterſtützungen und Entſchädigungen. 

Abſatz 6. Treten in den Verhältniſſen, nach denen 
die Unterſtützungen feſtgeſetzt worden ſind, weſentliche 
Veränderungen ein, ſo können die bewilligten Beträge 
den neuen Verhältniſſen entſprechend erhöht, ermäßigt, 
oder ganz zurückgezogen werden. 

3 Fortfall der Unterſtützungen. 
Die Unterſtützung in den vorgedachten Fällen 
wird in der Regel nicht gewährt 
a) wenn der Unfall Seitens des Verunglückten ſelbſt 
durch Nichtbeachtung gegebener Befehle (Unge⸗ 
horſam), grobe Fahrläſſigkeit oder Trunkenheit 
herbeigeführt iſt, 
) wenn der Verletzte feine Geneſung durch grobe 


b 


— 


© 


— 


Unterſuchung beziehungsweiſe Behandlung durch 

den beſtimmten Arzt ſich zu unterziehen, 

c) wenn der Verletzte durch unwahre Angaben über 
die Veranlaſſung und Art ſeiner Verletzung oder 
Erkrankung die Unfallkaſſe zu hintergehen ſucht, 

d) wenn die Erwerbsunfähigkeit nicht länger als 
3 Tage dauert. 

§ 7. Feſtſetzung der Unterſtützungen. 

Abſatz 1. Die Anträge auf Bewilligung von 
Unterſtützungen ſind in der Regel binnen 3 Tagen 
nach dem ſtattgehabten Unfalle bei der Ortspolizeibe⸗ 
hörde zur weiteren Beförderung an die Unfallkaſſe ein⸗ 
zureichen. 

Abſatz 2. Dieſelben ſollen enthalten: 

a) eine Darſtellung des Unfalls, wodurch der An⸗ 
ſpruch begründet wird, 

b) ein ärztliches Atteſt über die Art der Verletzung 
oder Erkrankung, die muthmaßliche Dauer der 
Krankheit und der während derſelben eintreten: 
den Erwerbsunfähigkeit oder Erwerbsbeſchränkung, 

c) nähere Angaben über Namen, Stand und Wohn⸗ 
ort des Verunglückten, deſſen Familien-, Ver⸗ 
mögens⸗ und ſonſtigen perſönlichen Verhältniſſe, 
ſowie über die bisherigen Erwerbsverhällniſſe. 
Abſatz 3. Die Beibringung des unter b be— 

zeichneten ärztlichen Atteſtes kann bei Fortdauer der 
Krankheit und Erwerbsunfähigkeit allmonatlich verlangt 
werden. Die Koſten der erforderlichen Atteſte trägt 
die Kaſſe. 

Abſatz 4. Die Auszahlung vorübergehender Unter: 
ſtützungen wird von der Verwaltung nach Lage des 
Falls angeordnet. Dauernde Unterſtützungen werden 
je nach den obwaltenden Umſtänden monatlich oder 
vierteljährlich vorausbezahlt auf Grund einer Beſcheini⸗ 
gung der heimathlichen Ortsbehörde, daß die zu unter⸗ 
ſtützende Perſon noch am Leben iſt, und daß in deren 
Erwerbs⸗ und Vermögensverhältniſſen Veränderungen 
nicht vorgekommen ſind. 

Abſatz 5. Ueber die Anträge auf Unterſtützung 
entſcheidet mit Ausſchluß des Rechtsweges die Ver⸗ 
waltung, über eingelegte Beſchwerden der Ausſchuß der 
Unfallkaſſe endgültig. Die Beſchwerden müſſen binnen 
4 Wochen ausſchließender Friſt ſeit Zuſtellung der Ent: 


Fahrläſſigkeit oder Nichtbefolgung der ärztlichen 
Vorſchriften verhindert oder ſich weigert, einer 
von der Verwaltung der Unfallkaſſe angeordneten 


ſcheidung bei der Direktion der Unfallkaſſe (8 8) an: 
gebracht werden. 
§ 8. Verwaltung der Unfallkaſſe. 

Abſatz 1. Die Verwaltung der Unfallkaſſe wird 
von einer der an der Kaſſe betheiligten Feuerſozietäten 
nach Uebereinkommen derſelben unter der Bezeichnung: 
„Direktion der Oſtpreußiſchen Feuerwehr⸗Unfallkaſſe“ 
geführt und die Kaffe durch den Direktor der ver: 
waltenden Sozietät nach außen vertreten. 

Abſatz 2. Ein Wechſel in der Geſchäftsleitung 
iſt den Oberpräſidenten der Provinzen Oſt⸗ und Weſt⸗ 
preußen anzuzeigen und in den Regierungs-Amts⸗ 
blättern öffentlich bekannt zu machen. 

89 Ausſchuß. 
Abſatz 1. Der Ausſchuß iſt das Organ der Ge⸗ 
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ſammtheit der Mitglieder der Unfallkaſſe. Er beſteht 10) über Anträge, welche durch die Verwaltung an 
aus je einem Deputirten der im § 1 unter a, b und ihn zur Beſchlußfaſſung gelangen. 
c aufgeführten Feuerſozietäten und je einem Deputirten Abſatz 5. Anträge auf Berathung und Beſchluß⸗ 
zur Geſammtvertretung der ebenda unter d bezeichneten faſſung über Angelegenheiten der Unfallkaſſe und über 
Stadtgemeinden der Regierungsbezirke Königsberg und ſonſtige, hiermit in Verbindung ſtehende Angelegen: 
Gumbinnen. Außerdem hat der Vorſitzende des Ver- heiten können jederzeit von den Mitgliedern des Aus⸗ 
bandes der freiwilligen Feuerwehren in Oſtpreußen das ſchuſſes an die Verwaltung gerichtet werden, und iſt 
Recht, den Sitzungen des Ausſchuſſes mit berathender dieſelbe verpflichtet, dieſe Anträge dem Ausſchuſſe in 
Stimme beizuwohnen. Derſelbe iſt zu den Sitzungen ſeiner nächſten Sitzung vorzutragen. 
einzuladen. Abſatz 6. Der Ausſchuß iſt alljährlich mindeſtens 
Abſatz 2. Das Stimmrecht der Feuerſozietäten einmal behufs Erſtattung des Verwaltungsberichts und 
wird nach den im letzten Geſchäftsjahre gezahlten Bei⸗ Vorlegung der Jahresrechnung in einer Sitzung zus 
trägen derſelben geregelt und zwar in der Art, daß ſammenzuberufen. Der Ausſchuß iſt befugt, von der 
bis zu 300 Mark Jahresbeitrag eine Stimme gewährt Geſchäftsführung durch Einſicht der Akten und Rech: 
wird und für jede weiteren vollen 300 Mark eine nungen Kenntniß zu nehmen und die Abſtellung etwa 
Stimme hinzutritt. Im erſten Geſchäftsjahre bilden vorgefundener Mängel, ſowie die Einführung von Ver⸗ 
die veranſchlagten Beiträge ($ 4 Abſatz 2) den Maß⸗ beſſerungen in Antrag zu bringen. 


ſtab für Stimmenvertheilung. Abſatz 7. Den Vorſitz im Ausſchuſſe führt die 
Abſatz 3. Welche Stimmenzahl den Deputirten Direktion der Unfallkaſſe. 

der Stadtgemeinden zuſteht, iſt in der über den Bei⸗ § 11. Ausſcheiden aus der Unfallkaſſe. 

tritt aufzunehmenden Vereinbarung zu beſtimmen. Abſatz 1. Jedem Mitgliede der Unfallkaſſe iſt der 


Abſatz 4. Den Ausſchußmitgliedern werden Tage⸗ freiwillige Austritt am Schluſſe jedes Geſchäftsjahres 
gelder und Reiſekoſten ſeitens der Unfallkaſſe nicht vorbehalten; doch hat daſſelbe ſeinen hierauf gerichteten 
gewährt. Antrag mindeſtens 3 Monate vor dem Jahresſchluſſe 

8 10. Beſchlüſſe des Ausſchuſſes. der Direktion der Unfallkaſſe ſchriftlich anzuzeigen. 

Abſatz 1. Die Beſchlüſſe des Ausſchuſſes werden Abſatz 2. Ein Anſpruch an das Vermögen der 
entweder ſchriftlich auf Umlauf- oder in den Ausſchutz⸗Unfallkaſſe ſteht einem freiwillig ausſcheidenden Mit⸗ 
Sitzungen gefaßt. gliede nicht zu. 

Abſatz 2. Ein Antrag, für welchen mehr als die Abſatz 3. Mit dem Austritt eines Kaſſenmit⸗ 
Hälfte der abgegebenen Stimmen ſich erklärt hat, iſt gliedes fallen diejenigen Unterſtützungen fort, welche 
zum Beſchluſſe erhoben. Bei Stimmengleichheit giebt auf Grund dieſer Mitgliedſchaft für Unfälle bewilligt 
die Stimme des Vorſitzenden (Abſatz 7) den Ausſchlag. worden ſind. 

Abſatz 3. Zu der Sitzung müſſen ſämmtliche $ 12. Auflöſung der Unfallkaſſe. 
Ausſchuß⸗Mitglieder bei Zufertigung der Tagesordnung Abſatz 1. Die Auflöſung der Unfallkaſſe kann 
durch eingeſchriebene Briefe oder gegen Empfangsbe⸗ durch eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen 
kenntniß ſpäteſtens 1 Woche vor dem Sitzungstage des Ausſchuſſes beſchloſſen werden. 
eingeladen werden. Abſatz 2. Der Auflöſungsbeſchluß bedarf der 

Abſatz 4. Der Ausſchuß hat zu beſchließen: Genehmigung des Oberpräſidenten der Provinz Oſt⸗ 

1) über die Grundſätze für die Verwaltung der preußen. 

Unfallkaſſe und für die Gewährung von Unter⸗ Abſatz 3. Die vorhandenen Mittel der Kaſſe ſind 

ſtützungen, ſoweit ſie nicht bereits durch dieſes zunächſt zur Deckung der Verbindlichkeiten der letzteren, 

Statut feſtgeſtellt ſind, - insbeſondere zur Leiſtung der ſtatutengemäß feſtgeſtellten 

2) über feine Geſchäfts⸗Ordnung und etwaige Ab⸗Unterſtützungen zu verwenden. 
änderungen derſelben, Abſatz 4. Die dann etwa noch verbleibenden 
3) über die Feſtſetzung der jährlichen Mitglieder⸗Ueberſchüſſe find an die einzelnen Mitglieder nach Ber: 
beiträge nach Maßgabe des § 4 Abſatz 2 und hältniß der von denſelben geleiſteten Beiträge zu ver: 


über die Erhebung derſelben, theilen. 

4) über die Aufnahme neuer Mitglieder, § 13. Reſervefonds. 

5) über die endgültige Feſtſetzung der von der Ver⸗ Abſatz 1. Aus den etwaigen Ueberſchüſſen der 
waltung nur einſtweilen zu bewilligenden dauern⸗Jahreseinnahmen über die Ausgaben iſt ein Reſerve⸗ 
den Unterſtützungen, fonds zu bilden, welcher zunächſt den Zweck hat, in 

6) über außerordentliche Bewilligungen, Fällen, wo die Jahres⸗Einnahmen von den Ausgaben 

7) über die Anlegung der zum Reſervefonds (§ 13) überſchritten werden ſollten, zur Deckung der Ausfälle 
gehörigen Gelder, zu dienen und in beſonderen Nothfällen den Verun⸗ 

8) über Anerkennung und Feſtſtellung der Rechnung glückten und deren Hinterbliebenen außerordentliche 
der Unfallkaſſe, Bewilligungen zu gewähren, falls ſolche aus den lau⸗ 


9) über Beſchwerden gegen die von der Verwaltung fenden Einnahmen nicht gedeckt werden können. 
auf Unterſtützungs⸗Anträge getroffenen Feſtſetzungen, Abſatz 2. Auch kann, wenn die Höhe des Re⸗ 


ſervefonds es zuläßt, von dem Ausſchuſſe eine Er⸗ 
weiterung der Unterſtützungs⸗Verpflichtungen beſchloſſen 
werden. 

Abſatz 3. Für die Anlegung zum Reſervefonds 
gehöriger Gelder ſind die Vorſchriften des § 39 der 
Vormundſchafts⸗Ordnung vom 5. Juli 1875 maßgebend. 

§ 14. Aenderungen des Statuts. 

Abſatz 1. Aenderungen des Statuts, welches mit 
dem 1. Januar 1897 in Kraft tritt, können durch eine 
Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen des Aus— 
ſchuſſes beſchloſſen werden. 

Abſatz 2. Der Beſchluß bedarf der Genehmigung 
des Oberpräſidenten der Provinz Oſtpreußen. 

Beſchloſſen und vorbehaltlich der Zuſtimmung der 
betheiligten Kollegien genehmigt in der heutigen Sitzung. 

Königsberg, den 30. April 1896. 

Für die Oſtpreußiſche Land und Städte⸗Feuerſ 
von Klitzing. 
Für die Feuerſozietät der Oſtpreußiſchen Landſchaf 
Bon. 


ozietät. 


te 


Vorſtehendes Statut bringe ich hiermit zur öffent: 
lichen Kenntniß mit dem Bemerken, daß die Kollegien 
der betheiligten Feuerſozietäten die vorbehaltene Zu⸗ 
ſtimmung ertheilt haben. 


Die Führung der Verwaltung der Oſtpreußiſchen 
22220707700 ô ô—— mn . ‚ , , p 
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Feuerwehr⸗Unfallkaſſe iſt bis auf Weiteres von der 
Direktion der Oſtpreußiſchen Land ⸗Feuerſozietät in 
Königsberg übernommen worden. 
Königsberg, den 11. Juni 1896. 
L. S 


Der Oberpräſident der Provinz Oſtpreußen. 
In Vertretung: Maubach. 


Bekanntmachung. 


Für die in der nachſtehenden Zuſammenſtellung 
näher bezeichneten Ausſtellungsgegenſtände wird eine 
Frachtbegünſtigung in der Weiſe gewährt, daß nur für 
die Hinbeförderung die volle tarifmäßige Fracht be⸗ 
rechnet wird, die Rückbeförderung an die Verſandſtation 
und den Ausſteller aber innerhalb der angegebenen 
Zeit frachtfrei erfolgt, wenn durch Vorlage des ur⸗ 
ſprünglichen Frachtbriefes oder des Duplikatbeförderungs⸗ 
ſcheines für den Hinweg, ſowie durch eine Beſcheinigung 
der dazu ermächtigten Stelle nachgewieſen wird, daß 
die Gegenſtände ausgeſtellt geweſen und unverkauft 
geblieben ſind. 

In den urſprünglichen Frachtbriefen bezw. Dupli⸗ 
kat⸗Beförderungsſcheinen für die Hinſendung iſt aus⸗ 
drücklich zu vermerken, daß die mit denſelben auf- 
1 Sendungen durchweg aus Ausſtellungsgut 
eſtehen. 


18) 


5 br Zur Ausfer⸗ 5 
Die Frachtbegünſtigung Ir Die Rückbe⸗ 


N m tigung der 
Art der Ausſtellung. Ort. Zeit. wird gewährt Beſcheini⸗ förderung 
auf den gung ſind muß erfolgen 
| für (Strecken der | ermächtigt: 
EEE Bee NA WE | Ve 
1. Gerſte- und Hopfenaus Berlin vom 8. bis Ausſtellungs- Preuß. Staats] Aus: bewogen nach 
ſtellung 9. Oktober] Gegenftände bahnen ſtellungs⸗ Schluß der 
999 Kommiſſion.] Ausſtellung 
2. Geflügel⸗Ausſtellung Delmenhorſtſvom 27. bis desgl. desgl. desgl. desgl. 
28. Junid. J. 
3. desgl. Burg i. D. vom 17. bis desgl. desgl. desgl. desgl. 
19, Juli d. J. 
4. desgl. Bredſtedt vom 15. bis desgl. desgl. desgl. 8 Tage nach 
16. Auguſt Schluß der 
7 Ausſtellung 
5. Geflügel: und Singvögel] Hannover [vom 20. bis desgl. desgl. desgl. 4 Wochen nach 
Ausſtellung 22. Juni d. J. Schluß der 
Ausſtellung 
6. Ausſtellung von Fleiſcher⸗ Mannheim vom 3. bis Maſchinen undddesgl. u. Main] desgl. desgl. 
Maſchinen und Geräthen. 10. i Geräthſchaften ee 
De ahn 


Danzig, den 30. Juni 1896. 


14) Bekanntmachung. 
Deutſcher Levante-Verkehr über Hamburg 
ſeewärts (nach Hafenplätzen der Levante.) 
„Am 1. Juli d. J. tritt unter Aufhebung des 
Tarifs vom 15. April 1893 ein neuer Tarif für den 
oben bezeichneten Verkehr in Kraft, welcher faſt durch— 


in Ermäßigungen, darunter ganz erhebliche für 
Eiſen und Eiſenwaaren, Cement, Rohblei, Rohzink, 


Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 


Zinkblech, Thon, Thonröhren, Zucker, Spiritus, Bier, 


Zündholzſchachteln enthält. 

Als Verbandshafen iſt Malta neu hinzugetreten. 

Aus dem Tarif ausgeſchieden ſind einzelne für 
den Verkehr bedeutungsloſe Stationen u. A. die dies⸗ 
ſeitigen Stationen Prauſt und Pruſt. 

Die Verkehrsbeſchränkungen und die in einzelnen 
Fällen eintretenden Erhöhungen erlangen erſt vom 


15. Juli d. J. ab Giltigkeit. 
Der Tarif kann zum Preiſe von 0,50 Mark für 


das Stück durch die Fahrkarten⸗Ausgabeſtellen bezogen 


werden. 
Danzig, den 30. Juni 1896. 
Königliche Eiſenbahn⸗Direction. 
15) Soeben erſchien das Oſtdeutſche Eiſenbahn-Kurs⸗ 
buch vom 1. Juli 1896 enthaltend die neueſten Fahr⸗ 
pläne der Eiſenbahnſtrecken öſtlich der Linie Stralſund⸗ 


Berlin⸗Dresden, ſowie Auszüge der Fahrpläne der 


anſchließenden Bahnen von Mittel⸗Deutſchland, Oeſter⸗ 
reich⸗Ungarn und Rußland, auch Kleinbahnen, Poſt⸗ und 
Dampfſchiffsverbindungen, Beſtimmungen über Rund⸗ 
reiſekarten u. ſ. w. 

Das Kursbuch iſt auf allen Stationen des vor⸗ 
bezeichneten Bezirks von den Fahrkarten⸗Ausgabeſtellen, 
von den Bahnhofsbuchhändlern ſowie im Buchhandel 
zum Preiſe von 50 Pfg. zu beziehen. 

Bromberg, den 26. Juni 1896. 
Königliche Eiſenbahn⸗Direction. 
Bekanntmachung. 
Bei der hieſigen Ober-Poſtdirektion lagern fol⸗ 
gende unanbringliche Poſtanweiſungen: 

1) an einen unbekannten Empfänger in Danzig 
über 9 Mark, aufgeliefert 16. Juli 1895 in 
Czersk, 

2) an Döpke in Konitz (Wpr.) über 3 Mark 10 Pf., 
aufgeliefert 1. Januar 1896 in Buchholz (Wpr.) 
Die unbekannten Abſender dieſer Poſtanweiſungen 

werden aufgefordert, ſich innerhalb 4 Wochen, vom 

Tage des Erſcheinens dieſer Bekanntmachung an ge— 

rechnet, zur Empfangnahme unter Beibringung des 

Berechtigungsnachweiſes zu melden, widrigenfalls über 

die Poſtanweiſungsbeträge zum Beſten der Poſtunter⸗ 

ſtützungskaſſe verfügt werden wird. 

Bromberg, den 2. Juli 1896. 

Der Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirector. 

Bekanntmachung. 

Bei der am 24. April cr. erfolgten Auslooſung 

der auf Grund des Allerhöchſten Privilegii vom 2. Mai 


16) 


17) 
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236, 301, 499, 541, 651, 775, 799, 802, 944, 
1100, 1140, 1226, 1400, 1441, 1551, 1604, 1605, 
1754, 1837. 

Die unter dieſen Nummern ausgefertigten An⸗ 
leiheſcheine werden den Inhabern hierdurch zum 
1. Oktober 1896 mit dem Bemerken gekündigt, 
daß von dieſem Tage an die Auszahlung des Kapitals 
für die ausgelooſten Anleiheſcheine bei der Landes— 
hauptkaſſe zu Danzig, ſowie bei der General⸗Direktion 
der Seehandlungs⸗Sozietät in Berlin, der Direktion 
der Diskontogeſellſchaft in Berlin, der Deutſchen Bank 
in Berlin und der Danziger Privat Aktienbank in 
Danzig gegen Rückgabe der Anleiheſcheine nebſt den 
zugehörigen, nach dem Zahlungstage fällig werdenden 
Zinsſcheinen und den Zinsſcheinanweiſungen erfolgen 
wird. 

Die Verzinſung hört mit dem J. Oktober 1896 
auf; der Betrag für fehlende Zinsſcheine wird vom 
Kapital in Abzug gebracht. 

Reſtirend aus früheren Kündigungen: 
Aprozentiger Anleiheſcheine Littr. E. Nr. 121 
der IV. Ausgabe über 200 Mark. 

Vorſtehendes wird auf Grund des $ 4 der zum 
Allerhöchſten Privilegium vom 2. Mai 1887 gehörigen 
Bedingungen hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Danzig, den 6. Mai 1896. 

Der Landes⸗Director der Provinz Weſtpreußen. 
Jaeckel. 
18) Bekanntmachung. 
Der von der Chauſſeeſtrecke zwiſchen Stewnitz 
und Poln. Wisniewke, Kreiſes Flatow, nach der Mühle 
Stewnitz führende Landweg, welcher um den Mühlen⸗ 
berg herumgeht, ſoll gerade gelegt werden. 

Dieſes Vorhaben wird mit der Aufforderung 
bekannt gegeben, Einſprüche binnen 4 Wochen zur Ver⸗ 
meidung des Ausſchluſſes hier geltend zu machen. 
Amt Stewnitz in Dom. Flatow, den 2. Juli 1896. 

Der Amtsvorſteher. 
Bekanntmachung. 
Der Kreis⸗Ausſchuß des Kreiſes Schlochau hat 


19) 


1887 für Zwecke des Provinzial-Hilfskaſſen⸗ und Me- in feiner Sitzung am 18. April 1896 die Abzweigung 
liorations⸗-Fonds ausgegebenen 3½ prozentigen Anleihe⸗ des dem Beſitzer Peter Bankau gehörigen Grundſtücks 
ſcheine des Provinzial-Verbandes der Provinz Weſt⸗Penkuhl Grundbuchband III, Blatt 89, Grundſteuer⸗ 
preußen — V. Ausgabe — über 8 Millionen Mark Mutterrolle Artikel 71, Kartenblatt 2, Parzelle 137/25, 
ſind folgende Nummern gezogen worden: 136/26, 139/27, 157/27, 158/27, Größe 34,254 Hektar, 
Buchſtabe A. über 3000 Mark: Nr. 48, 144, Reinertrag 5,64 Thaler, von dem Gemeindebezirk 
235, 348, 401, 430, 446, 566, 629, 751, 896, 941, Penkuhl und Zulegung deſſelben zu dem forſtfiskaliſchen 
1053. Gutsbezirk Pflaſtermühl bei dem Einverſtändniſſe aller 
Buchſtabe B. über 2000 Mark: Nr. 1, 153, Betheiligten gemäß § 2 Nr. 4 der Landgemeinde: 
300, 360, 453, 541, 651, 748, 860, 924, 954, ordnung vom 3. Juli 1891 beſchloſſen. 
1004, 1061, 1158. Schlochau, den 12. Juni 1896. 
Buchſtabe C. über 1000 Mark: Nr. 40, 130, Der Vorſitzende des Kreis⸗Ausſchuſſes. 
158, 233, 350, 449, 600, 659, 745, 801, 1000, 20) Bekanntmachung. 
1047, 1048. Die am 27. Juni 1896 hierſelbſt verſammelt 
Buchſtabe D. über 500 Mark: Nr. 51, 148, geweſene Generaldeputation des Vereins hat auf die 
295, 303, 452, 569, 618, 701, 900, 943, 944, 947, Zeit bis Ende 1906 gewählt: 
948, 1001, 1154, 1269, 1352, 1379, 1450. zum Mitgliede des Aufſichtsraths Herrn Kaufmann 
Buchſtabe E. über 200 Mark: Nr. 4, 184, Hermann Stobbe hierſelbſt, 8 
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zum ſtellvertretenden Mitgliede des Aufſichtsraths 
Herrn Fabrikbeſitzer Paul Steimmig hierſelbſt. 
Die Gewählten haben die Wahl angenommen. 
Danzig, den 4. Juli 1896. 
Danziger Hypotheken-Verein. 
Der Vorſitzende des Aufſichtsraths. 
herger. 
Bekanntmachung. 
Die Generaldeputation des Vereins hat in ihrer 
Sitzung vom 27. Juni 1896 der Direktion und dem 
Aufſichtsrath für das Jahr 1895, deſſen Schlußbilanz 
wir folgen laſſen, Decharge ertheilt. 
Danzig, den 4. Juli 1896. 
Danziger Hypotheken⸗Verein. 
Der Vorſitzende des Aufſichtsraths. 
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Berger. 
Bilanz 
des Danziger Hypotheken⸗Vereins per ult. 1895. 
Activa. 
Mb | 
Hypotheken⸗Forderungen: 
I NE 538300, 
5½% 2306 400,— 
5% 7210 400,— 
4¼ % 3022 400,— 
507750 
Davon bereits amortiſirt 1 769 600,—]16 307 900— 
Effeftenbeftand 655 264— 
Grundſtücks⸗Conto 40 000 — 
Baarbeſtand . 532 682007 
Geleiſtete Vorſchüſſe e 8 804.77 
Fonds für gekündigte aber noch nicht 
eingelöſte Pfandbriefe ee 21900 — 
Summall7 566 550I8 
Passiva. 
Ab N) 
Pfandbriefe im Umlauf: 
e 2 00 
Alm . 2 048 800,— 
4° 6 910 200,— 


0 
ll - x 
Zinſenfonds 
Reſervefonds (incl. 


2 958 400,—116 329 800 
r 33083004 
8804,77 Mark ge⸗ 


leiſtete Vorſchüſſe) 0 717 041030 
Tilgungsfonds 162 879150 


Summal|17 566 550 
Danzig, den 31. Dezeniber 1895. 
Die Direktion. 

„. Weiß. J. C. Bernicke. Otto Apfelbaum. 
22) Ausweiſung von Ausländern aus dem 
Reichsgebiet. 

Auf Grund des § 39 des Strafgeſetzbuchs: 

1. Cäſar Canzi, Maurer, geboren am 1. November 
1871 zu Biaſſono, Bezirk Monza, Provinz Mai⸗ 
land, Italien, italieniſcher Staatsangehöriger, 
wegen Verſuchs des ſchweren Diebſtahls (1 Jahr 


Be 
6 Monate Zuchthaus, laut Erkenntniß vom 10. 
Oktober 1894), vom Kaiſerlichen Bezirkspräſidenten 
zu Colmar, vom 20. Mai d. J. 

Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: 

Franzisko Car boni, Erdarbeiter, geboren am 
10. Oktober 1861 zu Campo Maggiore bei Neapel, 
Italien, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Land⸗ 
ſtreichens und Bettelns, vom Kaiſerlichen Bezirks⸗ 
präſidenten zu Straßburg, vom 13. Mai d. J. 

„Joſef Fröſchel, Hutmacher, geboren am 12. No⸗ 
vember 1875 zu Eiſenſtadt, Ungarn, wegen Land⸗ 
ſtreichens, vom Königlich preußiſchen Regierungs⸗ 
präſidenten zu Aurich, vom 18. Mai d. J. 

Meyer Itzkowitz, Lumpenſammler, 50 Jahre alt, 
geboren zu Saleſchin bei Landsberg, Rußland, 
ruſſiſcher Staatsangehöriger, wegen Landſtreichens, 
vom Königlich preußiſchen Regierungspräſidenten 
zu Breslau, vom 12. Mai d. J. 

Moritz Makowski, Schuhmacher, 34 Jahre alt, 
geboren zu Saleſchin, ruſſiſcher Staatsangehöriger, 
wegen Landſtreichens, vom Königlich preußiſchen 
Regierungspräſidenten zu Breslau, vom 12. Mai 
d. Is. 

Ole Nielſen, Seemann, geboren am 4. Oktober 
1877 zu Hylke bei Horſens, Dänemark, däniſcher 
Staatsangehöriger, wegen Landſtreichens und 
Bettelns, vom Königlich preußiſchen Regierungs⸗ 
präſidenten zu Osnabrück, vom 20. Mai d. I. 

Anton Sindelar, Bäckergehülfe, geboren am 
17. Juni 1869 zu Chrudim, Böhmen, ortsange⸗ 
hörig zu Kraskow, Bezirk Caslau, ebendaſelbſt, 
wegen Landſtreichens, vom Großherzoglich badi⸗ 
15 65 Landeskommiſſär zu Freiburg, vom 14. Mai 

8 


5 


Johann Woſatka, Schneider, geb. am 18. Mai 
1852 zu Wien, ortsangehörig zu Diwiſchau, Be⸗ 
zirk Beneſchau, Böhmen, wegen Diebſtahls und 
Bettelns, vom Stadtmagiſtrat Amberg, Bayern, 
vom 6. März d. J. 
Perſonal⸗Chronik. 

Etatsmäßig angeſtellt ſind als Poſtaſſiſtenten: 
die Poſtanwärter Rode in Chriſtburg und Kurella 
in Mewe. 

Als Telegraphenaſſiſtent: 
wärter Fiſcher in Thorn. 

Ernannt iſt: der Poſtaſſiſtent Behnke in Culm⸗ 
fee zum Ober-Poſtaſſiſtenten. 

Im Kreiſe Stuhm iſt der Rentier Emil Wunder: 
lich zu Rehhof zum kommiſſariſchen Amts vorſteher für 
den Amtsbezirk Dorf Rehhof ernannt. 

Die Wahl des Dampfſchneidemühlenbeſitzers Wolf 
Neumann zum unbeſoldeten Beigeordneten der Stadt 
Lautenburg iſt beſtätigt worden. 

Die Wahl des Kaufmanns Düſter zum unbe⸗ 
ſoldeten Rathsherrn der Stadt Marienwerder iſt be⸗ 
ſtätigt worden. 

Dem Kandidaten der Philologie Ferdinand 
Ben kenſte in in Bethkenhammer iſt die Erlaubniß 


23) 


der Telegraphenan⸗ 
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ertheilt, im dieſſeitigen Bezirk als Hauslehrer und Er-] 2) Gerichtsaſſeſſor Dänicke in Bitterfeld zum Amts⸗ 


zieher thätig zu ſein. richter in Flatow, 

Dem ehemaligen Lehrer Serowy in Forſthaus 3) Gerichtsaſſeſſor Krauſe in Lyck zum Staats⸗ 
Grünau iſt die Erlaubniß ertheilt, im dieſſeitigen Be⸗ anwalt in Thorn, 
zirk als Hauslehrer und Erzieher thätig zu ſein. 4) Rechtsanwalt Dr. jur. Sally Meyer in Danzig 


Der Kreisſchulinſpektor Dr. Hatwig in Deutſch zum Notar, 
Krone iſt bis zum 1. Oktober d. J. beurlaubt und! 5) Referendar Alfred Herrmann in Schwarzwald 


wird von dem Kreisſchulinſpektor Bart ſch ebendaſelbſt zum Gerichtsaſſeſſor, 

vertreten. 6) die Rechtskandidaten Bruno Sänger in Culm, 
Der Kreisſchulinſpektor Streibel in Löbau iſt Eberhard von Kries in Smarzewo, Hermann 

vom 8. Juli bis zum 13. Auguſt d. J. beurlaubt Wolff in Liſſau, Siegfried Margolinski in 

und wird während dieſer Zeit von dem Kreisſchul⸗ Kolmar i. Poſ., Franz Lierau in Danzig, Fritz 

inſpektor Lange in Neumark vertreten. Hellwig in Gr. Krebs und Heinrich Sachſen— 
Der Pfarrer Jamrowski in Gr. Tromnau iſt haus in Zoppot zu Referendarien unter Ueber⸗ 

vom 22. Juni bis zum 25. Juli d. J. beurlaubt und weiſung an das Amtsgericht in Neuenburg bezw. 

wird während dieſer Zeit von dem Kreisſchulinſpektor, Neuenburg, Tuchel, Chriſtburg, Putzig, Mewe 

Schulrath Dr. Otto in Marienwerder in den Ge: und Zoppot, 

ſchäften der Ortsſchulinſpektion vertreten. 7) Feldwebel Broſius in Braunsberg zum Gerichts⸗ 


Der Pfarrer Hartwig in Prechlau iſt vom vollzieher k. A. in Culm. 
24. Juni bis zum 21. Juli d. J. beurlaubt und wird Verſetzt: 1) Amtsrichter Kitt in Soldau an das 


während dieſer Zeit von dem Kreisſchulinſpektor Kat⸗ Amtsgericht in Culm, 
luhn in Prechlau in den Geſchäften der Ortsſchul- 2) Gerichtsaſſeſſor von Valtier aus Königsberg 
inſpektion vertreten. in den dieſſeitigen Bezirk, 
Dem Oberlehrer Dr. Thunert aus Löbau ifti 3) Gerichtsſchreiber Richter in Neuenburg an die 
die kommiſſariſche Verwaltung der Kreisſchulinſpektion Staatsanwaltſchaft in Thorn, 
Culmſee, Kreis Thorn, vom 1. Juli d. J. übertragen und) 4) Gerichtsſchreiber und Dolmetſcher Dolecki in 
der Kreisſchulinſpektor Neidel in Schönſee von der Mit⸗ Culm an das Amtsgericht in Graudenz. 
verwaltung dieſer Kreisſchulinſpektion entbunden worden. Entlaſſen: Referendar Siegfried von Brünneck in 
Die Ortsaufſicht über die Schulen zu Jasdrowo, Zoppot in den Kammergerichtsbezirk. 


Illowo und Wersk im Kreiſe Flatow iſt dem ſtell⸗ Penſionirt: Amtsgerichts⸗Sekretär Kanzleirath Koch in 
vertretenden Kreisſchulinſpektor Lettau in Schlochau Konitz. 

und die über die Schulen in Lilienhecke und Lubeza Verſtorben: 1) Amtsrichter Riedel in Carthaus, 

ift dem Kreisſchulinſpektor Roh de in Zempelburg über- 2) Amtsgerichts⸗Sekretär Bruno Gaul in Neuſtadt 
tragen worden. Der bisherige Ortsſchulinſpektor, Pfarrer Weſtpr., 

Müller in Sypniewo, iſt von dieſem Amte entbunden 3) Gerichtsdiener Röhl in Neuenburg Wpr. 
worden. 

Die Ortsaufſicht über die Schulen zu Mortung, 2 Eine FH 10 r l Stuhm wird 
Wulka, Zajonskowo und Roſenthal iſt dem Kreisſchul⸗ zum 1. Juli d. J. erledigt. 5 2 
inſpektor Streibel in Löbau übertragen und der bis⸗ Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um bie: 
herige Lokalſchulinſpektor, ee Dr. Thunert in ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
Löbau infolge ſeiner Ueberſiedelung nach Culmſee von ihrer Zengniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 


dieſem Amte entbunden worden. 5 
Die Lokalauſſicht über die Schulen zu Adams⸗ Herrn Dr. Zint zu Marienburg zu melden. 


dorf, Engelsburg, Gr. Kabilunken, Paſtwisko, Piasken, Anzeigen verſchiedenen Inhalts. 
Rondſen, Rudnick, Skarszewo, Tursnitz, Weishof und 25) Friedens⸗Geſellſchaft für Weſtpreußen. 
Poln. Wangerau, Kreis Graudenz, iſt dem Kreisſchul⸗ Zu den Generalverſammlungen: 
inſpektor, Schulrath Dr. Kaphahn in Graudenz über a) Montag, den 3. Auguſt 1896: „Erſtattung des 
tragen und der bisherige Lokalſchulinſpektor, Pfarrer Jahresberichts, Wabl der Mitglieder des engeren 
Gehrt in Paſtwisko infolge ſeiner Berufung nach Ausſchuſſes und der Rechnungs-Reviſoren“, 
Kokotzko von dieſem Amte entbunden worden. b) Montag, den 21. September 1896: „Ertheilung 
Perſonal⸗Verän derungen im Departement des der Decharge, Bewilligung von Stipendien“, 
Königl. Oberlandesgerichts zu Marienwerder beide im kleinen Sitzungsſaale des Rathhauſes zu 
pro Monat Juni 1896. Danzig, Nachmittags 4 Uhr, ladet die Mitglieder der 

Ernannt: 1) Gerichtsaſſeſſor Moßner in Naumburg Geſellſchaft ein 

a. S. zum Amtsrichter in Stuhm, | Der engere Ausſchuß. 
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